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Großdemo trotz Verbot: Polizei verhaftet
Mutter und löst Versammlung auf

Trotz eines Verbots der Polizei haben sich am Richardplatz
in Neukölln zahlreiche Menschen versammelt. Einige von
ihnen trugen Palästina-Fahnen und Palästinensertücher.

Die Polizei forderte die Anwesenden auf, den Platz zu
verlassen. Als sich die Menschen weiterbewegten, wurde

es unruhiger und es wurden Parolen wie &amp;#8222;Free
Palestine&amp;#8220; und &amp;#8222;Kindermörder

Israel&amp;#8220; gerufen. Ein t-online-Reporter vor Ort
beobachtete, wie gegen 16:40 Uhr eine Mutter mit einem

weinenden Kind auf dem Arm unter Protest festgenommen
wurde. Es kam zu mindestens zehn weiteren Festnahmen.
Die Gruppe wuchs auf etwa 100 Personen an. Gegen 17

Uhr trafen weitere Einsatzkräfte der Polizei ein und wiesen
auf das &amp;hellip;

Trotz eines Verbots der Polizei haben sich am Richardplatz in
Neukölln zahlreiche Menschen versammelt. Einige von ihnen
trugen Palästina-Fahnen und Palästinensertücher. Die Polizei
forderte die Anwesenden auf, den Platz zu verlassen. Als sich die
Menschen weiterbewegten, wurde es unruhiger und es wurden
Parolen wie „Free Palestine“ und „Kindermörder Israel“ gerufen.
Ein t-online-Reporter vor Ort beobachtete, wie gegen 16:40 Uhr
eine Mutter mit einem weinenden Kind auf dem Arm unter
Protest festgenommen wurde. Es kam zu mindestens zehn
weiteren Festnahmen. Die Gruppe wuchs auf etwa 100 Personen
an. Gegen 17 Uhr trafen weitere Einsatzkräfte der Polizei ein und
wiesen auf das Demonstrationsverbot hin. Die Polizei löste die
Versammlung mit einer Durchsage auf und drohte mit
polizeilichen Maßnahmen gegen Personen, die sich nicht
entfernen. Gemäß einem Bericht von www.t-online.de wurde die
Versammlung daraufhin weitestgehend aufgelöst.



Laut meiner eigenen Recherche sind Demonstrationen und
Kundgebungen in Berlin während der COVID-19-Pandemie nur
unter bestimmten Bedingungen erlaubt. Die behördliche
Genehmigung ist erforderlich und kann unter bestimmten
Umständen, wie einer erhöhten Infektionsrate oder drohenden
öffentlichen Unruhen, verboten werden. In diesem Fall wurde die
Versammlung aufgrund eines polizeilichen Verbots aufgelöst.

Der Richardplatz in Neukölln ist ein zentral gelegener Ort in
Berlin, der regelmäßig für öffentliche Veranstaltungen genutzt
wird. Die aktuelle Versammlung richtete sich offensichtlich
gegen die israelische Politik im Zusammenhang mit dem Konflikt
in Palästina. Solche Proteste sind nichts Ungewöhnliches in
Berlin, da die Stadt eine lange Geschichte des politischen
Aktivismus und der Demonstrationen hat. Es ist wichtig zu
beachten, dass die Freiheit der Meinungsäußerung und das
Recht auf friedlichen Protest in Deutschland geschützt sind,
solange sie nicht gegen die öffentliche Ordnung verstoßen oder
Gewalt beinhalten.

Die Festnahme einer Mutter mit einem weinenden Kind auf dem
Arm hat bei vielen Beobachtern Empörung und Kontroversen
ausgelöst. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass die Polizei in
solchen Situationen manchmal gezwungen ist,
Zwangsmaßnahmen anzuwenden, um die öffentliche Sicherheit
aufrechtzuerhalten. Es liegt in der Verantwortung der Polizei,
zwischen dem Schutz der Versammlungsfreiheit und der
Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit abzuwägen.

Es bleibt abzuwarten, ob weitere Konsequenzen für diejenigen
folgen werden, die sich der polizeilichen Anordnung widersetzt
haben. Demonstrationen und Kundgebungen sind in
Deutschland grundsätzlich erlaubt, jedoch müssen sie
ordnungsgemäß angemeldet und von den Behörden genehmigt
werden, um eine friedliche Durchführung und den Schutz der
Teilnehmerinnen und Teilnehmer zu gewährleisten.



Details

Besuchen Sie uns auf: mein-berlin.net
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